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   AMTSBLATT 

   für die  

Gemeinde Eslohe (Sauerland) 

In diesem Amtsblatt erscheinen nach § 12 Abs. 1 der Hauptsatzung 

alle öffentlichen Bekanntmachungen der

Gemeinde Eslohe (Sauerland), 

die durch Rechtsvorschriften vorgeschrieben sind.
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Anhang 

1       Bekanntmachung der X. Nachtragssatzung vom 21.11.2025 zur Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Gemeinde Eslohe (Sauerland) - Abfallentsorgungssatzung - vom 18.12.2015 

2 Bekanntmachung der XVI. Nachtragssatzung vom 21.11.2025 zur Satzung über die Straßenreinigung und die 
Erhebung von Straßenreinigungsgebühren – Straßenreinigungs- und Gebührensatzung – in der Gemeinde 
Eslohe (Sauerland) vom 27.11.2006 

3 Bekanntmachung der XXVII. Nachtragssatzung vom 21.11.2025 zur Satzung über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen in der Gemeinde Eslohe (Sauerland)  
vom 20.12.1985 

4 Bekanntmachung der XVI. Nachtragssatzung vom 21.11.2025 zur Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung der Gemeinde Eslohe (Sauerland) vom 26.06.2009 

5 Bekanntmachung der IX. Nachtragssatzung vom 21.11.2025 zur Betriebssatzung der Gemeinde Eslohe 
(Sauerland) für den Eigenbetrieb „Gemeindewerke Eslohe“ vom 17.11.2006 

6 Bekanntmachung der 3. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Eslohe (Sauerland), 
Wohnbaugebiet „An der Ramscheid“ im Ortsteil Kückelheim  
Schlussbekanntmachung gem. § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) 

7 Bekanntmachung betr. Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 68 „An der Ramscheid“ in Kückelheim; 
a) Bekanntmachung des Bebauungsplans gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB)
b) Bekanntmachung der örtlichen Bauvorschriften (Gestaltungsvorschriften)

8 Bekanntmachung betr. Aufstellung einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung) für die 
Ortslage Beisinghausen; 
hier:   - Beschluss über die Satzungsaufstellung  

- Beschluss über die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB i. V.
m. § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffent-licher
Belange gem. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BauGB i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB

    9 Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2024 der Störmanns Hof -Seniorenheim- gGmbH 

  10 Bekanntmachung des Beschlusses der Gemeindevertretung über die Gültigkeit der Wahl der Vertretung der 
Gemeinde Eslohe (Sauerland) und des hauptamtlichen Bürgermeisters am 20.11.2025 



X. Nachtragssatzung 
vom 21.11.2025 

 
zur Satzung über die Abfallentsorgung  
in der Gemeinde Eslohe (Sauerland) 

- Abfallentsorgungssatzung - 
vom 18.12.2015 

 
Aufgrund der  

− §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW.  S. 666), 

− des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 212 ff.), 
− des § 7 der Gewerbeabfall-Verordnung vom 18.04.2017 (BGBl. I 2017, S. 896 ff.),  
− des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes (ElektroG) vom 20.10.2015 (BGBl. I 2015, S. 1739 

ff.),  
− des Batteriegesetzes (BattG) vom 25.06.2009 (BGBl. I 2009, S. 1582),  
− des Verpackungsgesetzes (VerpG – Art. 1 des Gesetzes zur Fortentwicklung der haushalts-

nahen Getrennthaltung von wertstoffhaltigen Abfällen vom 05.07.2017 - BGBI. I 2017, S. 2234 
ff.) 

− der §§ 5 und 9 des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LKrWG NRW) vom 01.02.2022 (GV NRW 2022, S. 136 ff.),  

− der § 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW 1969, S. 712),  

− des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1987 (OWiG - BGBl. I 1987, S. 
602),  

jeweils in der zurzeit geltenden Fassung, 
hat der Rat der Gemeinde Eslohe (Sauerland) in seiner Sitzung am 20.11.2025 folgende X. Nach-
tragssatzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 

§ 23 der Abfallentsorgungssatzung erhält folgende Fassung: 
 
Die jährlichen Gebühren betragen bei Benutzung von 
 
Restmüllbehältern mit dem Volumen  
80 Liter  103,27 € 
120 Liter  133,87 € 
240 Liter 227,01 € 
 
Biomüllbehältern mit dem Volumen 
80 Liter  82,14 € 
120 Liter 104,15 € 
240 Liter 169,94 € 
 
Die Gebühr von bis zu 5 m³ zur Abfuhr bereitgestelltem Sperrmüll beträgt je Anforderung 25,00 €. 
 
 

Artikel II 
 
Diese X. Nachtragssatzung tritt am 01.01.2026 in Kraft. 

Anhang 1



Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende X. Nachtragssatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Eslohe 
(Sauerland) - Abfallentsorgungssatzung - der Gemeinde Eslohe (Sauerland) wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NW vom 14.07.1994 (GV 
NRW S. 666 / SGV NRW 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, eine Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Eslohe, den 21.11.2025 
 
 
gez. Hönninger 
Bürgermeister 



XVI. Nachtragssatzung 
vom 21.11.2025 

zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren 

(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) in der Gemeinde Eslohe (Sauerland) 
vom 27.11.2006 

 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023), 
der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712 / SGV NRW 610), sowie der §§ 3 und 4 des 
Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NRW) vom 18.12.1975 
(GV NRW S. 706 / SGV NRW 2061), jeweils in der zurzeit geltenden Fassung, hat 
der Rat der Gemeinde Eslohe (Sauerland) in seiner Sitzung am 20.11.2025 folgende 
XVI. Nachtragssatzung zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) in der 
Gemeinde Eslohe (Sauerland) beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 

§ 6 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
 
Für die Sommerreinigung wird zusätzlich eine Benutzungsgebühr erhoben. Die 
Benutzungsgebühr beträgt je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) jährlich: 
 

0,26 €. 
 

Artikel II 
 

Diese XVI. Nachtragssatzung tritt am 01.01.2026 in Kraft. 
 
  

Anhang 2



Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende XVI. Nachtragssatzung zur Satzung über die Straßenreinigung und Erhebung 
von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Gemeinde 
Eslohe (Sauerland) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NRW vom 14. Juli 
1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
 verfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Nachtragssatzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
 worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
 
 
Eslohe, 21.11.2025 
 
gez.Hönninger 
Bürgermeister 



 
 
 

XXVII. Nachtragssatzung 
vom 21.11.2025 

 
zur Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen 

in der Gemeinde Eslohe (Sauerland) 
vom 20.12.1985 

 
 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666), des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG -
) vom 31.07.2009 (BGBI. I S. 2585), der §§ 51 ff des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeswassergesetz – LWG NRW -) vom 25.06.1995 (GV NRW 1995 S. 926), des § 
15 des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. S. 212) 
sowie der §§ 2, 4, 6, und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein- Westfalen 
vom 21. Oktober 1969 -KAG- (GV NRW S. 712), jeweils in der zurzeit geltenden Fassung, hat der 
Rat der Gemeinde Eslohe (Sauerland) am 20.11.2025 folgende XXVII. Nachtragssatzung 
beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 

§ 11 erhält folgende Fassung: 
 

Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen 
beträgt 95,20 € je m³ abgefahrenen Grubeninhalts. 

 
 

Artikel II 
 
Diese XXVII. Nachtragssatzung tritt am 01.01.2026 in Kraft. 
 
 
  

Anhang 3



Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende XXVII. Nachtragssatzung zur Satzung über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen in der Gemeinde Eslohe (Sauerland) der Gemeinde Eslohe 
(Sauerland) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NW vom 14.07.1994 
(GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
 
Eslohe, den 21.11.2025 
 
gez. Hönninger 
Bürgermeister 
 
  



 
XVI. Nachtragssatzung 

vom 21.11.2025 
 

zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 
der Gemeinde Eslohe (Sauerland) 

vom 26.06.2009 
 
 
Aufgrund  
- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 2015, S. 496), zuletzt geändert durch Art. 3 
des Gesetzes vom 29.09.2020 (GV. NRW. 2020, S. 916), in der jeweils geltenden Fassung,  

- der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 19.12.2019 (GV. NRW. 2019, S. 1029), in der jeweils geltenden Fassung,  

- des § 54 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur 
Änderung des Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV. NRW. 2021, S. 560 ff.; ber. GV. 
NRW. 2021, S. 718), in der jeweils geltenden Fassung, 

- des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 
08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes zur Änderung des Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV. NRW. 2021, 
S. 560 ff.), in der jeweils geltenden Fassung, 

- und der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die 
öffentliche Abwasseranlage - Entwässerungssatzung - der Gemeinde Eslohe (Sauerland) vom 
09.10.1990, jeweils in der zurzeit geltenden Fassung,  

hat der Rat der Gemeinde Eslohe (Sauerland) in seiner Sitzung am 20.11.2025 folgende 
XVI. Nachtragssatzung beschlossen: 

 
 
 
 

Artikel I 
 
§ 11 Abs. 11 erhält folgende Fassung: 
 
(11) Die jährliche Gebühr je m³ Schmutzwasser beträgt 3,12 €. 
 
 

Artikel II 
 
§ 12 Abs. 8 erhält folgende Fassung: 
 
(8) Der jährliche Gebührensatz je Quadratmeter kanalwirksam bebauter und/oder befestigter 
Fläche i. S. d. Abs. 1 beträgt 0,33 €. 
 
 

Artikel III 
 
Diese XVI. Nachtragssatzung tritt am 01.01.2026 in Kraft. 
 

  

Anhang 4



Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende XVI. Nachtragssatzung zur Satzung über die Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Entwässerungssatzung in der Gemeinde Eslohe (Sauerland) - Entwässerungssatzung - 
der Gemeinde Eslohe (Sauerland) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NW vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023), in der zurzeit geltenden Fassung, eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
 
Eslohe, den 21.11.2025 
 
gez. Hönninger 
Bürgermeister 
 
  



 
 

IX. Nachtragssatzung 
 

vom 21.11.2025 
 

zur Betriebssatzung 
der Gemeinde Eslohe (Sauerland) 

für den Eigenbetrieb „Gemeindewerke Eslohe“ 
 

vom 17.11.2006 
 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S.666 / SGV NRW 2023), 
in Verbindung mit der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – EigVO 
– vom 16.11.2004 (GV NRW S.644), jeweils in der zurzeit geltenden Fassung, hat der Rat 
der Gemeinde Eslohe am 20.11.2025 folgende IX. Nachtragssatzung beschlossen: 
 
 
 
 

Artikel I 
 
§ 4 Abs.1 erhält folgende Fassung: 
 
Der Betriebsausschuss besteht aus 10 Mitgliedern, von denen höchstens 4 Mitglieder 
sachkundige Bürger sein dürfen, im Übrigen Ratsmitglieder sein müssen. 
 
 
 

Artikel II 
 
Diese IX. Nachtragssatzung tritt am 01.12.2025 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

Anhang 5



Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende IX. Nachtragssatzung zur Betriebssatzung der Gemeinde Eslohe (Sauer-
land) für den Eigenbetrieb „Gemeindewerke Eslohe“ wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 

Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NRW vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023) in der zurzeit geltenden Fassung eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Eslohe, 21.11.2025 

gez. Hönninger 
Bürgermeister 
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B e k a n n t m a c h u n g

3. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Eslohe (Sauerland),
Wohnbaugebiet „An der Ramscheid“ im Ortsteil Kückelheim
Schlussbekanntmachung gem. § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB)

Der Rat der Gemeinde Eslohe (Sauerland) hat in seiner Sitzung am 26.06.2025 die 3. Änderung 
des Flächennutzungsplans der Gemeinde Eslohe (Sauerland), Wohnbaugebiet „An der Ramscheid“ 
im Ortsteil Kückelheim, festgestellt und die Begründung hierzu beschlossen. 

Das Plangebiet befindet sich im Ortsteil Kückelheim westlich der Landesstraße 880 (L 880) im An-
schluss an die bestehende Bebauung des Ortsteils Kückelheim. Die genaue Lage und Abgrenzung 
geht aus dem dieser Bekanntmachung beigefügten Lageplan hervor. 

Auf Antrag der Gemeinde Eslohe vom 07.10.2025 auf Genehmigung wurde die 3. Änderung des 
Flächennutzungsplans der Gemeinde Eslohe, Wohnbaugebiet „An der Ramscheid“ im Ortsteil 
Kückelheim, mit Schreiben der Bezirksregierung Arnsberg vom 05.11.2025, Az.: 35.02.21.01-001 
genehmigt. 

Die genehmigte 3. Änderung des Flächennutzungsplans mit der Begründung und der zusammen-
fassenden Erklärung liegen gem. § 6 BauGB ab sofort im Fachbereich IV – Technische Dienstleis-
tungen der Gemeindeverwaltung Eslohe, Schultheißstraße 2, Zimmer 22, während der Dienststun-
den zu jedermanns Einsicht aus. Über ihren Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
Zusätzlich steht die 3. Änderung des Flächennutzungsplans gem. § 6a Abs. 2 BauGB auf der Inter-
netseite der Gemeinde Eslohe unter folgendem Link zur Einsicht bereit: 
https://www.eslohe.de/leben-arbeiten/gemeindeentwicklung-klima-natur/bauen-wohnen 

Bekanntmachungsanordnung 

Der Feststellungsbeschluss des Rates der Gemeinde Eslohe vom 26.06.2025 und die Genehmi-
gung der Bezirksregierung Arnsberg vom 05.11.2025, Az.: 35.02.21.01-001, der Hinweis auf Ort 
und Zeit der Einsichtnahme in die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes mit Begründung sowie 
die unten aufgeführten Hinweise gem. § 44 Abs. 3 und 4 und § 215 BauGB und des § 7 Abs. 6 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein- Westfalen (GO NRW) werden hiermit öffentlich 
bekanntgemacht.  

Mit dieser Bekanntmachung wird die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Es-
lohe (Sauerland), Wohnbaugebiet „An der Ramscheid“ im Ortsteil Kückelheim wirksam. 

Hinweise nach dem Baugesetzbuch und der Gemeindeordnung NRW 

1. Auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 sowie § 44 (4) des Baugesetzbuch in der Fassung
der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des
Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147), über die fristgemäße Geltendmachung
etwaiger Entschädigungsansprüche von durch den Bauleitplan eintretenden Vermögensnach-
teilen (Planungsschäden) und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird
hingewiesen. Die Leistung dieser Entschädigung ist schriftlich bei der Gemeinde Eslohe (Sauer-
land), Schultheißstraße 2, 59889 Eslohe zu beantragen. Ein Entschädigungsanspruch erlischt,

Anhang 6
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wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die planungsbe-
dingten Vermögensnachteile eingetreten sind, geltend gemacht wird.  

2. Hinweis auf die Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften nach § 215
BauGB
Unbeachtlich werden
(1) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeich-

neten Verfahrens- und Formvorschriften,
(2) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und
(3) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder
der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler
nach § 214 Absatz 2a beachtlich sind.

3. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NW vom 14.07.1994
(GV NRW S. 666), in der zurzeit geltenden Fassung, eine Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend
gemacht werden kann, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren

wurde nicht durchgeführt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Eslohe, den 26. November 2025 

Gemeinde Eslohe (Sauerland) 
Der Bürgermeister 

g e z . H ö n n i n g e r



Übersichtsplan

3. Änderung des Flächennutzungsplanes

Gemeinde Eslohe / OT Kückelheim



B e k a n n t m a c h u n g

Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 68 „An der Ramscheid“ in Kückelheim; 

a) Bekanntmachung des Bebauungsplans gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB)
b) Bekanntmachung der örtlichen Bauvorschriften (Gestaltungsvorschriften)

a) Bekanntmachung des Bebauungsplans gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB)

Der Rat der Gemeinde Eslohe (Sauerland) hat in seiner Sitzung am 26.06.2025 den Bebauungsplan 
Nr. 68 „An der Ramscheid“ in Kückelheim wie folgt als Satzung beschlossen: 

Der Rat beschließt auf der Grundlage der Sitzungsvorlage Nr. 57/2025, den der Vorlage als Anlage 
13 beigefügten Entwurf des Bebauungsplans Nr. 68 "An der Ramscheid" in Kückelheim gem. § 2 Abs. 
1 und § 10 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW), jeweils in der zz. gültigen Fassung, als Satzung und die Begründung (Anlage 14) dazu.  

In das Bebauungsplangebiet werden folgende Grundstücke einbezogen: 

Gemarkung Salwey, Flur 8 die Flurstücke 475 und 476 teilweise 
Die Abgrenzung ergibt sich aus dem anliegenden Lageplan.  

Der Bebauungsplan Nr. 68 „An der Ramscheid“ in Kückelheim einschließlich der Begründung liegen 
gem. § 10 BauGB ab sofort im Fachbereich IV -Technische Dienstleistungen- bei der Gemeindever-
waltung Eslohe, Schultheißstraße 2, Zimmer 22, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 

b) Bekanntmachung der Satzung über die örtlichen Bauvorschriften (Gestaltungsvorschriften) für
den Bereich des Bebauungsplans Nr. 68 "An der Ramscheid" in Kückelheim

Satzung über örtliche Bauvorschriften (Gestaltungsvorschriften) für den Bereich des Bebauungspla-
nes der Gemeinde Eslohe (Sauerland) Nr. 68 "An der Ramscheid" in Kückelheim vom 26.06.2025 

Auf Grund des § 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 – 
BauO NRW 2018) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.08.2018 (GV. NRW. Ausgabe 2018 
Nr. 19 Seite 411-458) und des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW 1994 S. 666), jeweils in den 
zurzeit gültigen Fassungen, hat der Rat der Gemeinde Eslohe (Sauerland) in seiner Sitzung am 
26.06.2025 nachstehende örtliche Bauvorschriften (Gestaltungsvorschriften) für den Bereich des Be-
bauungsplanes Nr. 68 "An der Ramscheid" in Kückelheim als Satzung beschlossen: 

§ 1
Allgemeines 

Diese Satzung hat zum Ziel, zur Wahrung des charakteristischen Orts- und Landschaftsbildes in der 
Gemeinde Eslohe (Sauerland) die äußere Gestaltung baulicher Anlagen im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes Nr. 68 "An der Ramscheid" in Kückelheim entsprechend den nachfolgenden Bestim-
mungen zu regeln. 
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§ 2
Räumlicher Geltungsbereich 

Die Gestaltungssatzung gilt für den Bereich des Bebauungsplanes der Gemeinde Eslohe (Sauerland) 
Nr. 68 "An der Ramscheid" in Kückelheim. Der Geltungsbereich ist im anliegenden Lageplan (Anlage 
1), der Bestandteil dieser Satzung ist, gekennzeichnet. 

§ 3
Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten für alle die Außenansicht beeinflussenden Maßnah-
men an bestehenden oder neu zu errichtenden Gebäuden und Gebäudeteilen.

(2) Ausgenommen hiervon sind grundsätzlich die in § 62 Abs. 1 Buchst. a), c) - i) BauO NRW ge-
nannten genehmigungsfreien Bauvorhaben.

§ 4
Dachform, Dachneigung, Dachgestaltung 

Für den gesamten Geltungsbereich (WA) gilt Folgendes: 

1. Zulässig sind beidseitig gleich geneigte Sattel- u. Krüppelwalmdächer sowie Walmdächer,
Die Abwalmung der Krüppelwalmdächer darf max. 1/3 der Giebeldreieckshöhe betragen.
Dies gilt nicht für Nebenanlagen, überdachte Stellplätze und Garagen.

2. Die Mindestdachneigung beträgt 20°. Dies gilt nicht für Nebenanlagen, überdachte Stell-
plätze und Garagen.

3. Die Dacheindeckung hat in schwarz oder dunkelgrau farbenem Material zu erfolgen. „Dun-
kelgrau“ ist definiert durch die RAL-Nr. 7015, 7016, 7021, 7024 oder 7026, „Schwarz“ ist defi-
niert durch die RAL-Nr. 9004, 9005, 9011 oder 9017 des Deutschen Instituts für Gütesiche-
rung und Kennzeichnung e.V., Bonn. Andere Farbtöne sind nicht zulässig.

4. Dachaufbauten müssen mindestens 0,50m unterhalb der Hauptdachfirstlinie angesetzt wer-
den und zu den Ortgängen einen Mindestabstand von 2,00m, zu den Traufen 1,00m einhal-
ten. Die Länge der Dachaufbauten darf ⅔ der traufseitigen Dachlänge nicht überschreiten.
Zulässig sind Schleppgauben und giebelständige Dachhäuschen mit min. 20° Dachneigung
und senkrechten Seitenwänden, Dreiecksgauben, sowie giebelständige Erker mit senkrech-
ten Seitenwänden.

5. Der Mindestdachüberstand an Traufe und Ortgang muss 20 cm betragen. Als Höchstdach-
überstand dürfen 80cm nicht überschritten werden (jeweils waagerecht zur aufgehenden
Trauf- bzw. Giebelwand gemessen).

§ 5
Photovoltaikanlagen, Sonnenkollektoren, Glasflächen, Dachbegrünung 

Bei der Installation von Photovoltaikanlagen, Sonnenkollektoren, Glasflächen im Dach sowie Dach-
begrünung ist darauf zu achten, dass diese sich gestalterisch harmonisch in die Dachfläche bzw. auf 
der Dachfläche einfügen. Sofern die vorgeschriebene Dachneigung einer Installation von Photovolta-
ikanlagen und Sonnenkollektoren aus Wirtschaftlichkeitsgründen entgegensteht, kann hiervon im 
Rahmen des § 10 abgewichen werden.  



§ 6
Außenwand- und Fassadengestaltung 

(1) Zulässige Materialien im Bereich des WA - Gebiets sind weißer Putz, dunkelgrauer Schiefer,
schwarzes Holzfachwerk mit Ausfachungen in weißem Putz, dunkelbraune, weiße, schwarze o-
der holznaturfarbene (farblose) Holzverkleidungen im Bereich der Giebeldreiecke und in deutlich
untergeordneten Teilbereichen der Fassade.
Die festgesetzten Farben werden durch die RAL-Nr. des Deutschen Instituts für Gütesicherung
und Kennzeichnung e.V., Bonn, wie folgt definiert:

- weiß: RAL-Nr. 1013, 9001, 9003 oder 9010 
- dunkelgrau:  RAL-Nr. 7015, 7016, 7021, 7024 oder 7026,
- schwarz: RAL-Nr. 9004, 9005, 9011 oder 9017 
- dunkelbraun:  RAL-Nr. 8014, 8016, 8019, 8022 oder 8028

(2) Zulässig sind auch Häuser in Holzbauweise ohne überstehende Eckverbindungen. Die horizon-
tale Balkenlage darf nicht deutlich sichtbar sein, Rundholzbohlen sind nicht zulässig. Zulässige
Farbe der Holzhäuser: weiß (s. Abs. 1).

(3) Sockel und Sockelgeschosse sind außerdem zulässig in Bruchsteinmauerwerk oder dunkelgrau
(s. Abs. 1) gestrichenen Putz.

(4) Freistehende Garagen und überdachte Stellplätze sowie Nebenanlagen sind entsprechend Abs.
1 und 2 zu gestalten.

§ 7
Freiflächengestaltung 

(1) Pro Baugrundstück sind zwei großkronige standortgerechte heimische Laubbäume anzupflan-
zen.  Es sind mind. 3-fach verpflanzte Arten mit einem Stammumfang von 14 - 16 cm zu ver-
wenden. Die Gehölze sind zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.

(2) Die baulich unbenutzten Grundstücksteile sind gärtnerisch anzulegen und auf Dauer zu erhal-
ten. Im Übrigen können sämtliche standortgerechte heimischen Gehölze und Sträucher bzw.
Obstbäume angepflanzt werden. Die Verwendung nicht heimischer Arten ist zu vermeiden.

(3) Reine Kiesbeete oder reine Schottergärten sind nicht zulässig.

(4) Die Pflicht zur Durchführung aller Anpflanzungsmaßnahmen sowie deren dauerhafter Erhalt, die
art- und fachgerechte Pflege sowie die Unterhaltung der Anpflanzungen geht auf den Grund-
stückseigentümer über.

§ 8
Einfriedungen 

Die Höhe der Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen darf 1,00 m nicht überschreiten. 

§ 9
Regenwassermanagement 

Die Grundstücke sind so zu modellieren, dass nur max. 60% der Grundstücksfläche inkl. der Flächen 
von Gebäuden und Nebenanlagen versiegelt werden, um die Menge des direkt der Niederschlags-
wasserkanalisation zugeleiteten Wassers zu verringern sowie negative Auswirkungen auf die Nach-
bargrundstücke durch abfließendes Wasser zu vermeiden.  



§ 10
Abweichung 

In begründeten Einzelfällen können Abweichungen von den Bestimmungen der §§ 4 und 6 dieser 
Satzung zugelassen werden, sofern die Abweichung unter Würdigung des Zweckes der Bestimmung 
mit dem Satzungsziel vereinbar erscheint. 

§ 11
Ordnungswidrigkeit 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen diese Satzung verstößt, handelt ordnungswidrig i. S. v. § 86 (1) 
Nr. 21 BauO NRW in der zurzeit gültigen Fassung. Die Ordnungswidrigkeit kann gem. § 86 (3) BauO 
NRW mit einer Geldbuße geahndet werden. 

§ 12
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 





Bekanntmachungsanordnung 

Der Beschluss des Bebauungsplan Nr. 68 „An der Ramscheid“ der Gemeinde Eslohe (Sauerland) in 
Kückelheim als Satzung wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt 
gemacht. 

Gleichzeitig wird die vorstehende Satzung über die örtlichen Bauvorschriften (Gestaltungsvorschrif-
ten) für den Bereich des Bebauungsplanes der Gemeinde Eslohe (Sauerland) Nr. 68 „An der Ram-
scheid“ in Kückelheim öffentlich bekannt gemacht. 

Hinweise: 

1. Auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 sowie § 44 (4) des Baugesetzbuch in der Fassung
der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147), über die fristgemäße Geltendmachung etwai-
ger Entschädigungsansprüche von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen
(Planungsschäden) und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewie-
sen. Die Leistung dieser Entschädigung ist schriftlich bei der Gemeinde Eslohe (Sauerland),
Schultheißstraße 2, 59889 Eslohe zu beantragen. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn er
nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die planungsbedingten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, geltend gemacht wird.

2. Hinweis auf die Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften nach § 215 BauGB
Unbeachtlich werden
(1) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichne-

ten Verfahrens- und Formvorschriften,
(2) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über

das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und
(3) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214
Absatz 2a beachtlich sind.

3. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NW vom 14.07.1994
(GV NRW S. 666), in der zurzeit geltenden Fassung, eine Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht
werden kann, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren

wurde nicht durchgeführt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Eslohe, 26.11.2025 

Gemeinde Eslohe (Sauerland) 
Der Bürgermeister 

gez. Hön n ing er  



Übersichtsplan

Aufstellung des

Bebauungsplanes Nr. 68
"An der Ramscheid"

Gemeinde Eslohe / OT Kückelheim



Bekanntmachung 

Aufstellung einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung) für die Ortslage 
Beisinghausen; 
hier: 
- Beschluss über die Satzungsaufstellung
- Beschluss über die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB i. V.

m. § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gem. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BauGB i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB

Der Rat der Gemeinde Eslohe (Sauerland) hat in seiner Sitzung am 19.12.2024 beschlossen, das 
Verfahren zur Aufstellung einer Satzung nach § 35 Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung) für die 
Ortslage Beisinghausen einzuleiten.  
Des Weiteren hat der Rat in seiner Sitzung am 20.11.2025 beschlossen, den Entwurf der Satzung 
gem. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. Die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange sollen gem. § 4 Abs. 2 BauGB an dem Verfahren beteiligt 
werden. 

Ziel der Satzung ist es einerseits dem Bauwunsch der bauwilligen jungen Bevölkerung in den kleinen 
Ortsteilen nachzukommen und andererseits die städtebauliche Ordnung nicht durch Zersiedlung zu 
gefährden. 

Der räumliche Geltungsbereich des Entwurfs der Satzung umfasst folgende Flurstücke: 
Gemarkung Reiste, Flur 18, Flurstücke 89 (tlw.), 95, 101, 106 (tlw.), 114, 115, 116 (tlw.), 117, 118 
(tlw.), 119 (tlw.), 121, 122, 123, 125, 146, 147, 148 (tlw.), 151, 152, 157, 213 (tlw.), 214, 216, 217, 
231, 238, 281, 287 (tlw.), 292, 293, 297 (tlw.), 298, 302, 304, 306, 310 (tlw.), 312 (tlw.), 314 (tlw.), 
338, 339 (tlw.), 340, 341, 342, 343, 344, 345, 346, 347, 348 (tlw.), 351, 352 (tlw.), 353 (tlw.), 354, 
355, 357, 358, 359 (tlw.) 
Die Abgrenzung des Satzungsbereichs ergibt sich aus beiliegendem Lageplan. 

Die Öffentlichkeit kann sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie über die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung unterrichten lassen. Der Entwurf der Satzung kann im Rathaus der Ge-
meinde Eslohe (Sauerland), Schultheißstraße 2, 59889 Eslohe, Sitzungssaal (OG, Zimmer 27) im 
unten genannten Zeitraum während der Dienststunden (Montag - Freitag von 08.30 - 12.30 Uhr, 
Donnerstag von 14.00 - 17.30 Uhr, darüber hinaus können Termine vereinbart werden) eingesehen 
werden.  
Der Satzungsentwurf kann auch im Internet unter  
https://www.eslohe.de/leben-arbeiten/gemeindeentwicklung-klima-natur/bauen-wohnen Abschnitt 
„Bauleitplanung“ abgerufen und eingesehen werden. 

Der Öffentlichkeit wird gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB Gelegenheit zur Einsicht in 
den bzw. Stellungnahme zu dem Entwurf der Satzung in der Zeit vom  

05. Dezember 2025 bis 05. Januar 2025

(einschließlich) gegeben. 

Die Stellungnahme ist schriftlich (beispielsweise per Brief, Email, Fax o.ä.) an die Gemeinde Eslohe 
(Sauerland), Schultheißstraße 2, 59889 Eslohe, Email: bauleitplanung@eslohe.de; Fax: 0 29 
73/800-101;) zu richten oder mündlich zur Niederschrift bei der Gemeinde Eslohe (Sauerland), FB 
Technische Dienstleistungen einzureichen. 
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Die Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange werden gem. § 4 Abs. 2 BauGB an dem 
Verfahren beteiligt. Auf eine frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 
1 BauGB wird verzichtet. Von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird abgesehen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen während der Offenlegungsfrist abgegeben wer-
den können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
die Satzung unberücksichtigt bleiben können, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und 
nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit der Satzung nicht von Bedeutung 
ist. 
 
 
Eslohe, 27.11.2025 
 
 
Gemeinde Eslohe (Sauerland) 
Der Bürgermeister 
 
gez.Hönninger 
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Anhang 10 
Gemeinde Eslohe (Sauerland) 
Der Bürgermeister 
Fachbereich Zentrale Dienste / Finanzen 

Bekanntmachung 

des Beschlusses der Gemeindevertretung über die Gültigkeit der Wahl der 
Vertretung der Gemeinde Eslohe (Sauerland) und des 

hauptamtlichen Bürgermeisters am 20.11.2025 

Nach Vorprüfung der Wahl durch den Wahlprüfungsausschuss und dessen Empfehlung hat die 
Vertretung der Gemeinde Eslohe (Sauerland) in ihrer Sitzung am 20.11.2025 folgenden Beschluss 
gefasst: 

„Der Rat beschließt, die Wahl zur Vertretung der Gemeinde Eslohe (Sauerland) und des hauptamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Eslohe (Sauerland) vom 14.09.2025 für gültig zu erklären.“ 

Nach § 41 Kommunalwahlgesetz kann gegen diesen Beschluss der Vertretung innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in Arnsberg erhoben werden. Die Bekanntgabe 
dieses Beschlusses erfolgt auf der Grundlage des § 65 in Verbindung mit § 75a der Kommunalwahl-
ordnung für das Land NRW. 

Eslohe (Sauerland), 28.11.2025 
Der Wahlleiter 
In Vertretung 

gez. Nemeita 
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